
Da die Vorschrift des § 11 Abs. 4 AnglVO grund­
sätzlich zugunsten von Prozeßparteien aller Art gilt 
— wenn auch eine besonders starke Veranlassung be­
steht, ihn zugunsten von Trägern gesellschaftlichen 
Eigentums anzuwenden —, so ist nicht möglich, die 
oben dargelegten Vertretungsgrundsätze auf Träger 
gesellschaftlichen Eigentums zu beschränken; sie gel­
ten auch für natürliche Personen und für juristische 
Personen, die Eigentümer von Privateigentum sind.

Allerdings bedeutet das nicht, daß der vom An­
waltszwang Befreite sich durch jede beliebige prozeß­
fähige Person vertreten lassen könnte. Es muß sich 
vielmehr um eine Person handeln, die fachlich und 
moralisch geeignet ist und zu ihm in nahen recht­
lichen und wirtschaftlichen Beziehungen steht, die sich 
sachlich auf die Bearbeitung des Streitgegenstandes 
erstrecken.

Gerade das ist aber für die Beziehungen zwischen 
den Haftpflichtversicherten einerseits und der DVA 
und ihren Justitiaren andererseits zu bejahen, falls der 
Schadensersatz, auf dessen Leistung der Versicherte 
verklagt ist, den Gegenstand seines Haftpflichtver­
sicherungsvertrages mit der DVA bildet. In diesen 
Fällen ist, abgesehen von der Frage der Selbstbeteili­
gung des Versicherten, die in der Hegel nur einen 
verhältnismäßig geringen Bruchteil des Schadens aus­
macht, die DVA, wirtschaftlich gesehen, der Vermö­
gensträger, der den etwa berechtigten Schadensersatz 
zu leisten hat, also im Falle des Unterliegens im Pro­
zesse in Anspruch genommen wird. Die für die Zu­
lassung ihres Justitiars als Prozeßbevollmächtigten zu 
fordernde enge wirtschaftliche Beziehung ist also vor­
handen. Die persönliche Eignung der Justitiare wird 
durch die Aufsicht der zuständigen Regierungsstellen 
gewährleistet und ist auch durch die Praxis erwiesen.

Es trifft auch nicht zu, daß zu besorgen wäre, daß 
der Verklagte selbst auf diese Weise gegen seinen 
Willen aus der Prozeßführung ausgeschaltet oder die 
Ermittlung des wirklichen Sachverhalts erschwert 
werden könnte.

Bei der Zulassung von Angestellten einer Organi­
sation — nicht nur der DVA — als Prozeßbevollmäch­
tigten von Prozeßparteien, deren Interesse die Organi­
sation kraft enger wirtschaftlicher Verbindung wahr­
nimmt, müssen das Verhältnis des Prozeßbevollmäch­
tigten zum Gericht, sein Verhältnis zur Prozeßpartei 
und deren Verhältnis zur Organisation unterschieden 
werden.

Die Zulassung des Organisationsangestellten nach 
§ 11 Abs. 4 AnglVO hat Bedeutung nur für das Ver­
hältnis des Organisationsangestellten zum Gericht. Sie 
bedeutet lediglich, daß er grundsätzlich befugt ist, 
auch in Anwaltsprozessen aufzutreten und für die von 
ihm vertretene Partei Anträge zu stellen (sog. Postu­
lationsfähigkeit). Ob er im konkreten Falle vertre­
tungsberechtigt ist, hängt, ebenso wie bei einem An­
walt, davon ab, ob ihm die Prozeßpartei Vollmacht 
erteilt. Weigert sich die Prozeßpartei dies zu tun. so 
kann er nicht als ihr Vertreter auf treten; die DVA 
— oder auch eine andere am Ausgang des Prozesses 
interessierte Organisation — kann sich dann allenfalls 
als Nebenintervenient beteiligen und in dieser Eigen­
schaft ihren Angestellten als Vertreter entsenden. 
Ebenso ist, prozeßrechtlich gesehen, der Verklagte 
nicht gehindert, neben dem Vertreter der DVA einem 
von ihm selbst ausgewählten Anwalt Prozeßvollmacht 
zu erteilen. Es besteht kein Anlaß und auch keine 
Möglichkeit für das Gericht, einen solchen Anwalt 
zurückzuweisen, da Anwälte unbeschränkt zugelassen, 
also in jedem Falle postulationsfähig und, falls sie 
Prozeßvollmacht haben, zur Vertretung der sie beauf­
tragenden Partei berechtigt sind.

Eine andere Frage ist es, ob die DVA einem Ver­
sicherten, der sich weigert, ihrem Justitiar Vollmacht 
zu erteilen, oder der dies zwar tut, daneben aber noch 
einen Anwalt bevollmächtigt, den Versicherungsschutz 
ablehnen kann. Grundsätzlich ist sie hierzu in der 
Lage, da die zugelassenen und zum Teil sogar als 
Rechtsnorm veröffentlichten Versicherungsbedingun­
gen vorsehen, daß der Versicherte dem von der DVA 
auszuwählenden Vertreter Vollmacht zu erteilen hat 
und der DVA die Prozeßführung überlassen muß.

Irgendwelche Schwierigkeiten für den Versicherten, 
die durch dessen Vertretung seitens der Justitiare der 
DVA entstanden wären, sind bisher in der Praxis der 
beiden Zivilsenate des Obersten Gerichts nicht beobach­
tet worden. Dabei kann es nicht als Unbilligkeit gegen 
den Versicherten angesehen werden, daß die DVA in 
einer Reihe von Fällen, in denen die Berechtigung des 
Schadensersatzanspruches mindestens zunächst zwei­
felhaft erscheint, es auf den Prozeß und gegebenen­
falls auch auf das Berufungsverfahren ankommen 
läßt. Hierzu ist sie verpflichtet, da sie volkseigene 
Gelder verwaltet; sie würde ihren Pflichten zuwider­
handeln, wenn sie zweifelhafte Ansprüche anerkennte 
oder vor ausreichender Klärung durch einen für den 
Kläger günstigen Vergleich erledigte, um etwa dem 
Versicherten die verhältnismäßig geringe Unannehm­
lichkeit eines Zivilprozesses zu ersparen.

Denkbar wäre nun allerdings, daß in einem beson­
ders gelagerten Falle die DVA vergleichsgeneigt wäre, 
z. B. weil bei einem Verkehrsunfall nur ein verhält­
nismäßig geringer Sachschaden entstanden ist, wäh­
rend der Versicherte aus beruflichen, gesellschaftlichen 
oder ähnlichen Gründen ein überragendes Interesse 
daran hat, seine Schuldlosigkeit an der Entstehung des 
Unfalls im Zivilprozeß festgestellt zu sehen.

In derartigen Fällen, die aber bisher praktisch noch 
nicht beobachtet worden sind, könnte daran gedacht 
werden, daß der Versicherte statt des Justitiars der 
DVA oder neben ihm einem von ihm gewählten An­
walt Vollmacht erteilt und daß die Versicherungs­
bedingungen in einem solchen Ausnahmefall dahin 
auszulegen sind, daß die DVA den Versicherungs­
schutz gleichwohl nicht versagen dürfe. Derartige 
Sonderfälle sind aber nicht geeignet, den allgemeinen 
Grundsatz, Justitiare der DVA als Vertreter der Ver­
sicherten zuzulassen, die ihnen Vollmacht erteilt haben, 
zu beseitigen oder auch nur einzuschränken.

Im übrigen wird das Gericht in allen geeigneten 
Fällen gern. § 141 ZPO das persönliche Erscheinen des 
Verklagten anzuordnen haben, der verpflichtet ist, die 
Fragen des Gerichts wahrheitsgemäß zu beantworten 
(§ 138 ZPO).

Die Vertretung der verklagten Haftpflichtversicher­
ten der DVA durch deren Justitiare ist also auch in 
Anwaltsprozessen zulässig.

Dies gilt auch für das Berufungsverfahren vor den 
Bezirksarbeitsgerichten. Der auch hier grundsätzlich 
bestehende Anwaltszwang unterscheidet sich seinem 
Wesen nach nicht von dem vor den Berufungsgerichten 
des allgemeinen Zivilprozesses bestehenden, er ist 
lediglich durch die Zulassung der Gewerkschaftsver­
treter eingeschränkt, so daß auch hier § 11 Abs. 4 
AnglVO anzuwenden ist.

Erläuternd muß jedoch hinzugefügt werden, daß es 
sich bei dem Vertreter um einen Angestellten der zu­
ständigen Bezirksdirektion oder der Zentrale handeln 
muß, also einen Angestellten, der normalerweise auch 
an der außerprozessualen rechtlichen Bearbeitung des 
Falles beteiligt ist; es geht nicht an, daß etwa der 
Justitiar eines anderen Bezirks die Vertretung über­
nimmt, denn dann könnte sich die DVA aus einer 
Ve-rsicherungs- zu einer Versicherungs- und Rechts­
schutzorganisation entwickeln.

Aus den oben gegebenen Gesichtspunkten kann da­
her auch der Auffassung des Bezirksarbeitsgerichts 
nicht beigetreten werden, das eigene Interesse der 
DVA könne nur „im Rahmen der Streitverkündung“ 
Berücksichtigung finden, die der DVA Mitwirkung als 
Nebenintervenient ermögliche. Es muß jedoch in die­
sem Zusammenhang darauf hingewiesen werden, daß 
rechtlich der Beitritt eines Nebenintervenienten nicht 
etwa die Streitverkündung durch eine Hauptpartei 
voraussetzt.

Allerdings ist zu beachten, daß die Zulassung eines 
„fremden“ Vertreters im Gegensatz zur Vertretung 
gern. § 11 Abs. 5 AnglVO eines Antrags bedarf. In der 
Überreichung der für einen Justitiar der DVA vom 
verklagten Versicherten erteilten Vollmacht kann ohne 
weiteres ein solcher Antrag erblickt werden, wenn 
auch ein förmlicher Antrag vorzuziehen ist.

Es können auch, worauf zur Vermeidung von Zwei­
feln hingewiesen sei. gegen die Zulässigkeit der Ver­
tretung der Haftpflichtversicherten der DVA durch
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